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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 240/10 B 
 
L 16 R 439/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 21 R 402/10 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. November 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l  ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 

16. Juli 2010 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilli-

gen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

vorstehend bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 16.7.2010 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) den vom 

Kläger geltend gemachten und von der Beklagten mit Bescheid vom 15.1.2010 in Gestalt des 

Widerspruchsbescheids vom 11.3.2010 abgelehnten Anspruch des Klägers auf Rente wegen 

Erwerbsminderung verneint. Der Kläger sei frühestens seit 17.3.2005 (Stellung des dritten 

Rentenantrags) erwerbsgemindert, zu diesem Zeitpunkt erfülle er aber nicht die Drei-Fünftel-

Belegung gemäß §§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 2, Abs 2 Satz 1 Nr 2, 240 Abs 1 Sechstes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB VI). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) unter Darlegung seiner schweren unheilbaren Krankheit und Behinderung sinnge-

mäß Beschwerde eingelegt und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) 

kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt werden, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht 

der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 73 Abs 4 SGG zugelassener 

Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffs nicht er-

sichtlich. Damit war das LSG auch nicht gehalten, die Revision zuzulassen. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-
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meine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Entschei-

dung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in einer 

bisher nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die 

Rechtseinheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern 

wird (BSG vom 19.1.1981 - SozR 1500 § 160a Nr 39 S 58; BSG vom 22.7.1988 - SozR 1500 

§ 160a Nr 65 S 87; BSG vom 14.8.2000 - SozR 3-1500 § 160a Nr 30 S 57; Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kapitel IX RdNr 60). Rechtsfragen, 

die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten und die sich weder aus dem 

Gesetz noch mit Hilfe der bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung beantworten ließen, 

sind vorliegend nicht ersichtlich. Zutreffend hat das LSG ausgeführt, dass allein der Eintritt einer 

Erwerbsminderung nicht zur Gewährung einer entsprechenden Rente führt, sondern diese nach 

dem Gesetz weiter voraussetzt, dass der Versicherte in den letzten fünf Jahren vor dem Eintritt 

der Erwerbsminderung drei Jahre mit Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder 

Tätigkeit zurückgelegt haben muss (§§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 2, Abs 2 Satz 1 Nr 2, 240 Abs 1 

SGB VI). Gesetzlich geregelt ist auch, unter welchen Voraussetzungen vor Eintritt einer Er-

werbsminderung eine Drei-Fünftel-Belegung ausnahmsweise nicht erforderlich ist (§ 241 Abs 2 

SGB VI). Dass das Erfordernis der Drei-Fünftel-Belegung nicht verfassungswidrig ist, hat das 

BVerfG bereits entschieden (Beschluss - Senat - vom 8.4.1987 - SozR 2200 § 1246 Nr 142). 

 

Zutreffend hat das LSG auch darauf hingewiesen, dass nach Maßgabe der gesetzlichen Rege-

lungen und auch unter Berücksichtigung des Gesichtspunkts eines sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruchs eine (fristgerechte) Nachzahlung von freiwilligen Beiträgen zur Schließung der 

maßgeblichen Versicherungslücken und damit zur Aufrechterhaltung des Versicherungsschut-

zes wegen Erwerbsminderung nicht mehr erfolgen kann. 

 

Des Weiteren ist nicht ersichtlich, dass der Zulassungsgrund der Rechtsprechungsabweichung 

(Divergenz gemäß § 160 Abs 2 Nr 2 SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte, weil die 

vom LSG gegebene Begründung keine Widersprüche zur höchstrichterlichen Rechtsprechung 

aufweist. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler des LSG feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Das LSG konnte ohne mündliche Ver-

handlung durch Urteil des Berichterstatters entscheiden, nachdem sich der Kläger mit 

Schreiben vom 2.7.2010 und die Beklagte mit Schreiben vom 13.7.2010 hiermit einverstanden 

erklärt hatten (§§ 124 Abs 2, 155 Abs 3 und 4 SGG). 

 

Eine - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann für sich genommen ei-

ner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision nicht zum Erfolg verhelfen. 
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Da dem Kläger für die Durchführung des Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens keine PKH zu-

steht, kann auch keine Beiordnung eines Rechtsanwalts erfolgen (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm 

§ 121 ZPO). 

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde ist bereits deshalb unzulässig, weil sie nicht 

durch einen vom BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) eingelegt 

worden ist. Der unvertretene Kläger kann rechtswirksam nicht selbst Beschwerde einlegen und 

die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 Abs 4 SGG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf ist der Kläger vom LSG in der 

Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils hingewiesen worden. 

 

Die Verwerfung der nicht formgerecht eingelegten und somit unzulässigen Beschwerde erfolgt 

nach § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuzie-

hung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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